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Neues aus Gesetzgebung & 

Finanzverwaltung 

 
BMF: Einkommenserhöhung durch eine verdeckte Einlage bei 
Nichtberücksichtigung einer verdeckten Gewinnausschüttung 

Das Bundesministerium der Finanzen (BMF) hat am 18. November 2020 ein 
Schreiben zur Anwendung des BFH-Urteils vom 13. Juni 2018 (I R 94/15, siehe 
unseren Blogbeitrag) veröffentlicht. Darin lehnt das BMF eine Anwendung des 2. 
Leitsatzes des Urteils über den entschiedenen Einzelfall hinaus ab. 

Mehr zu dem Schreiben lesen Sie in unserem Blog Steuern & Recht: Beitrag 
aufrufen. 
 

  

https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/2018/10/17/keine-hinzurechnung-als-passive-einkuenfte-bei-eigener-wirtschaftlicher-taetigkeit/
https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/2020/11/19/einkommenserhoehung-durch-eine-verdeckte-einlage-bei-nichtberuecksichtigung-einer-verdeckten-gewinnausschuettung/
https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/2020/11/19/einkommenserhoehung-durch-eine-verdeckte-einlage-bei-nichtberuecksichtigung-einer-verdeckten-gewinnausschuettung/
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Aktuelle Rechtsprechung 
BFH-Entscheidungen, veröffentlicht am 19. November 2020 

 
 
§ 97 Abs. 1a BewG enthält Vorgaben zur Ermittlung des gemeinen 
Werts eines Anteils am Betriebsvermögen einer 
Personengesellschaft durch Aufteilung des gemeinen Werts des 
der Personengesellschaft gehörenden Betriebsvermögens. 
Die Vorgaben des in § 97 Abs. 1a BewG enthaltenen 
Aufteilungsschemas sind auch dann zu beachten, wenn im 
Einzelfall der danach ermittelte Wert des Anteils von dem 
gemeinen Wert abweicht. 
Der Steuerpflichtige kann einen niedrigeren gemeinen Wert des 
Anteils durch einen zeitnahen Verkauf oder ein Gutachten eines 
öffentlich bestellten und vereidigten Sachverständigen nachweisen. 
In einem solchen Fall ist eine Aufteilung nach § 97 Abs. 1a BewG 
nicht vorzunehmen. 
 
Zum Urteil 

 

Die Reinigung der Fahrbahn einer öffentlichen Straße ist --anders 
als die Reinigung des öffentlichen Gehwegs vor dem Haus-- nicht 
als haushaltsnahe Dienstleistung nach § 35a Abs. 2 EStG 
begünstigt. 
Soweit Arbeiten in der Werkstatt eines Handwerkers erbracht 
werden, sind die darauf entfallenden Lohnkosten nicht nach § 35a 
Abs. 3 EStG begünstigt. 
 
Zum Urteil, siehe auch die Pressemitteilung 054/20  
 
 
 
 
 
 
Im Falle der Umwandlung durch Verschmelzung nach § 2 Nr. 1 
UmwG kann der übernehmende Rechtsträger als 
Rechtsnachfolger des übertragenden Rechtsträgers für diesen die 
Entlastung von der Stromsteuer nach § 9b StromStG beantragen. 
Die Rechtsnachfolge ist im Entlastungsantrag offenzulegen. 
Der Antragsteller hat in seinem Entlastungsantrag alle für die 
Bemessung der Steuerentlastung erforderlichen Angaben zu 
machen. 
 
Zum Urteil  
 
 
 

Urteil II R 43/17: 
Bestimmung des Werts 
eines Anteils an einer 
Personengesellschaft 
für Zwecke der 
Erbschaftsteuer 
 
 
 
 
 
 
17. Juni 2020 
 

Urteil VI R 4/18: Keine 
Begünstigung nach § 
35a Abs. 2 EStG für 
die Reinigung einer 
öffentlichen Straße 
(Fahrbahn) 
 
 
 
 
13. Mai 2020 
 

 

 
Urteil VII R 6/19: 
Antrag auf 
Stromsteuerentlastung 
bei Verschmelzung 
 
 
 
 
 
07. Juli 2020 

 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010250/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010250/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010251/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/presse/pressemeldungen/detail/keine-steuerermaessigung-nach-35a-abs-2-estg-fuer-die-reinigung-einer-oeffentlichen-strasse-fahrbahn-und-fuer-in-der-werkstatt-des-handwerkers-erbrachte-arbeiten/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010246/


4 

Weitere Veröffentlichungen vom Tage:  
 

Urteil VI R 7/18: Teilweise inhaltsgleich mit BFH-Urteil vom 13.05.2020, VI 
R 4/18 - Keine Begünstigung nach § 35a Abs. 3 EStG für in der Werkstatt 
des Handwerkers erbrachte Arbeiten 
13. Mai 2020 
Zum Urteil 
 
Beschluss X B 26/20: Gehörsverstoß durch Nichtbeachtung von 
rechtlichem Vorbringen eines Beteiligten 
13. August 2020 
Zum Urteil 
 
 
 
 
 
 

Rechtsprechung im Blog 
 

Keine gewerbesteuerrechtliche Hinzurechnung von Mietzinsen, die zu den 
Herstellungskosten unterjährig ausgeschiedenen Umlaufvermögens 
gehören 

Miet- und Pachtzinsen für die Benutzung von beweglichen Wirtschaftsgütern des 
Anlagevermögens sind dem Gewinn aus Gewerbebetrieb nicht nach § 8 Nr. 1 
Buchst. d GewStG hinzuzurechnen, soweit sie in die Herstellungskosten von 
Wirtschaftsgütern des Umlaufvermögens einzubeziehen sind. Insoweit reicht es 
aus, dass die Miet- und Pachtzinsen als Herstellungskosten aktiviert worden 
wären, wenn sich das Wirtschaftsgut am Bilanzstichtag noch im 
Betriebsvermögen befunden und deshalb hätte aktiviert werden müssen. Dies hat 
der Bundesfinanzhof (BFH) in einem aktuellen Urteil entschieden. 

Sachverhalt 

Streitig ist, ob Miet- und Pachtzinsen anteilig gemäß § 8 Nr. 1 Buchst. d des 
Gewerbesteuergesetzes (GewStG) dem Gewinn hinzuzurechnen sind, soweit sie 
zu Herstellungskosten von Wirtschaftsgütern des Umlaufvermögens gehören 
würden, die vor dem Bilanzstichtag („unterjährig“) aus dem Betriebsvermögen 
ausgeschieden sind. 

Die Klägerin ist eine in der Rechtsform der GmbH betriebene Baugesellschaft, die 
im Streitjahr 2008 regelmäßig Zubehör zu Baustelleneinrichtungen (Betonpumpe, 
Betongeräte, Systemschalungen, Bauzäune, Magazine, Unterkünfte, Toiletten, 
Kräne, Hebewerkzeug und Gerüste) anmietete. Die hierfür im Streitjahr 
entrichteten Entgelte betrugen rund 925.000 € netto. 

Auf der Grundlage einer im Jahr 2012 durchgeführten Betriebsprüfung gelangte 
das Finanzamt zu der Auffassung, dass die in den Mieten/Pachten enthaltenen 
Finanzierungsentgelte gemäß § 8 Nr. 1 Buchst. d GewStG dem Gewinn 
hinzuzurechnen seien. 

Die Klage vor dem Finanzgericht Schleswig-Holstein blieb ohne Erfolg. 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202050247/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202050247/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202050245/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202050245/
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Entscheidung des BFH 

Der BFH hat der Revision stattgegeben und die Entscheidung der Vorinstanz 
aufgehoben. 

Das Finanzgericht hat zu Unrecht angenommen, dass es sich bei den im 
Streitjahr 2008 angefallenen Aufwendungen für die Anmietung von Zubehör zu 
Baustelleneinrichtungen um nach § 8 Nr. 1 Buchst. d GewStG hinzuzurechnende 
Mietzinsen handelt. 

Nach dem Einleitungssatz des § 8 GewStG sind die genannten Miet- und 
Pachtzinsen nur hinzuzurechnen, soweit sie bei der Ermittlung des Gewinns 
abgesetzt worden sind. 

Die für die Anmietung des Zubehörs zu Baustelleneinrichtungen angefallenen 
Mietzinsen sind nicht i.S. des Einleitungssatzes des § 8 GewStG bei der 
Ermittlung des Gewinns abgesetzt worden, soweit sie als Baustelleneinzelkosten 
zu den Herstellungskosten eines Wirtschaftsguts des Umlaufvermögens gehören. 
Dies gilt auch dann, wenn das Erzeugnis bereits während des 
Erhebungszeitraums fertiggestellt wurde und aus dem Unternehmen 
ausgeschieden ist. Die getätigten Aufwendungen verlieren mit der 
Umqualifizierung in Herstellungskosten ihren ursprünglichen Mietzinscharakter. 

Miet- und Pachtzinsen werden vom Hinzurechnungstatbestand nicht mehr erfasst, 
soweit sie in die Herstellungskosten eines Wirtschaftsguts eingeflossen sind. 
Denn soweit sie nur noch über die Berücksichtigung der Herstellungskosten 
gewinnwirksam werden, handelt es sich weder begrifflich noch wirtschaftlich um 
Gewinnminderungen durch Miet- und Pachtzinsen i.S. des § 8 Nr. 1 Buchst. d 
GewStG. 

Die Umqualifizierung hängt nicht davon ab, ob es sich um Herstellungskosten von 
Anlagevermögen oder von Umlaufvermögen handelt. Sind Miet- oder Pachtzinsen 
den Herstellungskosten von Umlaufvermögen zuzuordnen, können sie nur noch 
als Herstellungskosten zu einer Gewinnminderung führen. 

Entgegen der Auffassung der Vorinstanz und des Finanzamtes findet eine 
Hinzurechnung auch dann nicht statt, wenn keine Aktivierung der hergestellten 
Wirtschaftsgüter des Umlaufvermögens am Bilanzstichtag stattgefunden hat. Es 
kommt allein auf die Umqualifizierung der Mietzinsen in Herstellungskosten und 
nicht auf die Speicherung der Mietzinsen am Bilanzstichtag und deren 
Verschiebung in eine andere Periode an. Entsprechend den Ausführungen im 
BFH Urteil v. 30. April 2003 (I R 19/02) ist daher maßgeblich, inwieweit die 
jeweiligen Aufwendungen den handelsrechtlichen Herstellungskostenbegriff 
erfüllen. 

Insofern haben die Beteiligten einvernehmlich und zu Recht angenommen, dass 
es sich bei den für Zubehör zu Baustelleneinrichtungen (Betonpumpe, 
Betongeräte, Systemschalungen, Bauzäune, Magazine, Unterkünfte, Toiletten, 
Kräne, Hebewerkzeug und Gerüste) gezahlten Mietzinsen um Herstellungskosten 
der am Bilanzstichtag aktivierten unfertigen Bauleistungen handelt, soweit sie 
diesen als Baustelleneinzelkosten zugeordnet werden können. 

Die dargelegte Auffassung steht im Einklang mit dem Gleichheitssatz (Art. 3 Abs. 
1 des Grundgesetzes (GG)). 

Fundstelle 

BFH, Urteil vom 30. Juli 2020 (III R 24/18), veröffentlicht am 12. November 2020. 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010242/
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Keine Pflicht zur elektronischen Übermittlung der 
Einkommensteuererklärung bei wirtschaftlicher Unzumutbarkeit 

Die Abgabe der Einkommensteuererklärung durch Datenfernübertragung ist 
wirtschaftlich unzumutbar, wenn der finanzielle Aufwand für die Einrichtung und 
Aufrechterhaltung einer Datenfernübertragungsmöglichkeit in keinem 
wirtschaftlich sinnvollen Verhältnis zu den Einkünften steht, die die Pflicht zur 
elektronischen Erklärungsabgabe auslösen. Dies hat der Bundesfinanzhof (BFH) 
in einem aktuellen Urteil entschieden.  
Sachverhalt 

Der Kläger war seit 2006 selbständiger Physiotherapeut. Mitarbeiter und Praxis-/ 
Büroräume hatte er nicht, ebenso wenig einen Internetzugang. 

Bis einschließlich 2016 veranlagte das Finanzamt den Kläger auf der Grundlage 
der handschriftlich ausgefüllten amtlichen Erklärungsvordrucke zur 
Einkommensteuer. Für das Streitjahr 2017 forderte es den Kläger mehrfach 
erfolglos zur elektronischen Übermittlung der Einkommensteuererklärung auf und 
setzte daraufhin ein Zwangsgeld gegen den Kläger fest. Den Antrag des Klägers, 
von der Verpflichtung zur elektronischen Erklärungsabgabe befreit zu werden, 
lehnte das Finanzamt ab. 

Die hiergegen gerichtete Klage hatte vor dem Finanzgericht Berlin-Brandenburg 
Erfolg. Das Finanzgericht verpflichtete das Finanzamt, auf die elektronische 
Erklärungsabgabe zu verzichten, und hob die Festsetzung des Zwangsgeldes 
auf. 

Entscheidung des BFH  

Der BFH bestätigte die Entscheidung des Finanzgericht und wies die Revision 
des Finanzamt zurück. 

Gemäß § 150 Abs. 8 Satz 1 Abgabenordnung (AO) i.V.m. § 25 Abs. 4 Satz 2 
Einkommensteuergesetz (EStG) muss die Finanzbehörde auf Antrag zur 
Vermeidung unbilliger Härten auf eine Übermittlung der Steuererklärung nach 
amtlich vorgeschriebenem Datensatz durch Datenfernübertragung verzichten, 
wenn eine solche Erklärungsabgabe für den Steuerpflichtigen wirtschaftlich oder 
persönlich unzumutbar ist. Wirtschaftliche Unzumutbarkeit liegt insbesondere vor, 
wenn die Schaffung der technischen Möglichkeiten für eine Datenfernübertragung 
nur mit einem nicht unerheblichen finanziellen Aufwand möglich wäre. 

Ob ein nicht unerheblicher finanzieller Aufwand anzunehmen ist, kann nur unter 
Berücksichtigung der betrieblichen Einkünfte des Steuerpflichtigen im Sinne 
des  § 2 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis Nr. 3 EStG entschieden werden. Denn die 
Härtefallregelung soll Kleinstbetriebe privilegieren. Da der Kläger im Streitjahr nur 
14.534 € aus seiner selbständigen Arbeit erzielt hatte, ging der BFH von einer 
einem Kleinstbetrieb vergleichbaren Situation aus. Die elektronische 
Erklärungsabgabe konnte daher nicht rechtmäßig angeordnet werden und so 
auch das Zwangsgeld zu ihrer Durchsetzung keinen Bestand haben. 

Fundstelle 

BFH, Urteil vom 16. Juni 2020 (VIII R 29/19), veröffentlicht am 12. November 
2020, vgl. die Pressemitteilung 053/20 des BFH; siehe auch das Urteil VIII R 
29/17 vom selben Tag. 

 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010248/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/presse/pressemeldungen/detail/keine-pflicht-zur-elektronischen-uebermittlung-der-einkommensteuererklaerung-bei-wirtschaftlicher-unzumutbarkeit/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010247/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010247/
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E-MAIL SENDEN 

 

Weitere interessante News und 
Entscheidungen finden Sie in unserem 
Blog Steuern & Recht  
 
 
 

 

HIER 

 

ZUM SEMINAR 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Terminplaner 
  

Endspurt bei „Wumms“ 5%/16% MwSt 

und Update zu Gutscheinen 

25.11., Webcast 

 

 

 
Wir freuen uns auf Sie! 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

Noch Fragen? 
 

Dann sprechen Sie bitte Ihren PwC-Berater an oder senden Sie eine E-Mail. 

 

 

Die Beiträge sind als Hinweise für unsere Mandanten bestimmt. Für die Lösung 

einschlägiger Probleme greifen Sie bitte auf die angegebenen Quellen oder die 

Unterstützung unserer für Sie tätigen Büros zurück. Teile dieser 

Veröffentlichung/Information dürfen nur nach vorheriger schriftlicher Zustimmung 

durch den Herausgeber nachgedruckt und vervielfältigt werden. 

Alle aktuellen Veranstaltungen finden  
Sie in der PwC Veranstaltungssuche. 
 

 
 

 

VERANSTALTUNGSSUCHE 

 

mailto:PwC_Mandanteninformation@de.pwc.com
mailto:PwC_Mandanteninformation@de.pwc.com
https://www.pwc-events.com/mehrwertsteuer
https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/
mailto:PwC_Mandanteninformation@de.pwc.com
https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/
https://www.pwc-events.com/mehrwertsteuer
mailto:PwC_Mandanteninformation@de.pwc.com
https://www.pwc-events.com/mehrwertsteuer
mailto:PwC_Mandanteninformation@de.pwc.com
https://www.pwc-events.com/mehrwertsteuer
mailto:PwC_Mandanteninformation@de.pwc.com
https://www.pwc-events.com/mehrwertsteuer
https://www.pwc-events.com/mehrwertsteuer
https://www.pwc.de/de/veranstaltungen.html
mailto:PwC_Mandanteninformation@de.pwc.com
https://www.pwc-events.com/mehrwertsteuer
https://www.pwc.de/de/veranstaltungen.html
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ANMELDEN 

AA 

ABMELDEN 

Meinungsbeiträge geben die Auffassung der einzelnen Autoren wieder. 

 

Bestellung und Abbestellung  
 

Wenn Sie einen PwC-Newsletter bestellen, speichern und verarbeiten wir Ihre E-

Mail-Adresse zum Zweck des Versands des von Ihnen abonnierten Newsletters. 

Falls Sie „steuern+recht aktuell“ nicht mehr erhalten möchten, senden Sie bitte 

eine entsprechende E-Mail-Nachricht an: 

  

 

Redaktion  
 

Gabriele Nimmrichter 

PricewaterhouseCoopers GmbH  

Friedrich-Ebert-Anlage 35-37 

60327 Frankfurt am Main 

Tel.: (0 69) 95 85-5680 

gabriele.nimmrichter@de.pwc.com 

 

Gunnar Tetzlaff 

PricewaterhouseCoopers GmbH  

Fuhrberger Straße 5 

30625 Hannover 

Tel.: (0 511) 53 57-3242 

gunnar.tetzlaff@de.pwc.com 

 

 

Datenschutz 
 

Die Datenverarbeitung für den Versand des 

Newsletters erfolgt aufgrund der Grundlage 

Ihrer Einwilligung. Sie können den 

Newsletter jederzeit mit Wirkung für die 

Zukunft abbestellen und Ihre Einwilligung 

damit widerrufen 

 
© 2020 PwC. All rights reserved. PwC 
refers to the PwC network and/or one or 
more of its member firms, each of which is a 
separate entity. 

 
Please see www.pwc.com/structure for 
further details. 
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